
FAGDV: Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Staat, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden (Bayerische Durchführungsverordnung Finanzausgleichsgesetz – 
FAGDV) Vom 19. Juli 2002 (GVBl. S. 418) BayRS 605-10-F (§§ 1–23)

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Staat, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden

(Bayerische Durchführungsverordnung Finanzausgleichsgesetz – FAGDV)
Vom 19. Juli 2002

(GVBl. S. 418)
BayRS 605-10-F 

Vollzitat nach RedR: Bayerische Durchführungsverordnung Finanzausgleichsgesetz (FAGDV) vom 19. Juli 
2002 (GVBl. S. 418, BayRS 605-10-F), die zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 23. Juni 2023 (GVBl. S. 
246) geändert worden ist

Auf Grund des Art. 23 Abs. 2 des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden (Finanzausgleichsgesetz – FAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
Februar 2002 (GVBl S. 78, BayRS 605-1-F) erlassen die Bayerischen Staatsministerien der Finanzen und 
des Innern, soweit erforderlich im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, Familie und Frauen, folgende Verordnung:

§ 1  Maßgebende Einwohnerzahlen 
 
(1) 1Für die Berechnung der Schlüsselzuweisungen und Zuweisungen nach Art. 7, 9, 12 und 15 des 
Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes (BayFAG), für die Festsetzung der Krankenhausumlage nach Art. 
10b Abs. 2 BayFAG sowie für die Ermittlung von Durchschnittszahlen je Einwohner ist die auf der 
Grundlage der Ergebnisse der letzten Volkszählung fortgeschriebene Einwohnerzahl nach dem Stand vom 
31. Dezember des vorvorhergehenden Jahres unter Zugrundelegung des Gebietsstands zu Beginn des 
Jahres maßgebend. 2Die durchschnittliche Einwohnerzahl zehn vorangegangener Jahre nach Art. 3 Abs. 2 
BayFAG beträgt ein Zehntel der Summe der Einwohnerzahlen nach dem Stand vom 31. Dezember der 
zehn dem vorvorhergehenden Jahr vorausgehenden Jahre. 3Soweit bei Beginn der Berechnung der in Satz 
1 genannten Zuweisungen, Umlage und Durchschnittszahlen die Ergebnisse der letzten Volkszählung noch 
nicht festgestellt und auf den maßgeblichen Stichtag fortgeschrieben sind, ist abweichend von Satz 1 die 
auf der Grundlage der Ergebnisse der vorletzten Volkszählung fortgeschriebene Einwohnerzahl 
maßgebend. 4Diese wird auch in den Folgejahren in die Vergleichsberechnung nach Art. 3 Abs. 2 BayFAG 
eingestellt.

(2) 1Für die nicht in Kasernen untergebrachten Mitglieder der Stationierungsstreitkräfte und deren 
Angehörige ist die jeweils letzte vor Beginn der Berechnung von den Stationierungsstreitkräften bekannt 
gegebene Zahl maßgebend. 2Für die Ermittlung des Durchschnitts der Zahl der nicht kasernierten Mitglieder 
der Stationierungsstreitkräfte und deren Angehöriger der vorangegangenen Jahre gilt Abs. 1 Satz 2 
entsprechend.

(3) 1Für die Berechnung des überdurchschnittlichen Anteils an Einwohnern unter 18 Jahren nach Art. 5 Abs. 
2 Nr. 1 BayFAG werden die Einwohnerzahlen dem statistischen Bericht des Landesamts für Statistik über 
die „Altersstruktur der Bevölkerung Bayerns“ nach dem Stand vom 31. Dezember des vorvorhergehenden 
Jahres entnommen. 2Soweit dieser noch nicht verfügbar ist, ist der zuletzt erstellte statistische Bericht 
maßgebend.

(4) Für die Berechnung der Zuweisungen nach Art. 7 BayFAG werden der Einwohnerzahl 50 Prozent der 
Zahl der nicht in Kasernen untergebrachten Mitglieder der Stationierungsstreitkräfte und deren Angehörige 
hinzugerechnet.

(5) 1Nachträgliche Berichtigungen der nach den Abs. 1, 2 und 4 festgelegten Einwohnerzahlen werden in 
dem auf die Berichtigung folgenden Jahr durch Hinzurechnung zur oder Abzug von der Einwohnerzahl am 
maßgeblichen Stichtag berücksichtigt. 2Die nachträglich zu berücksichtigenden Einwohnerzahlen ergeben 
sich, auch wenn Art. 3 Abs. 2 BayFAG zur Anwendung kam, durch Gegenüberstellung der Einwohnerzahlen 
nach dem Stand vom jeweils maßgeblichen Stichtag. 3Die so veränderte Einwohnerzahl wird auch in die 



Vergleichsrechnung nach Art. 3 Abs. 2 BayFAG eingesetzt. 4Die Einwohnerzahlen früherer Jahre werden 
für die Vergleichsrechnung nach Art. 3 Abs. 2 BayFAG nicht geändert. 5Die Sätze 2 bis 4 gelten für die 
nachträgliche Berichtigung der Zahl der nicht kasernierten Mitglieder der Stationierungsstreitkräfte und 
deren Angehöriger entsprechend.

§ 2  Gebiets- und Bestandsänderungen 
 
1Gebiets- und Bestandsänderungen werden, soweit sie nicht zu Beginn eines Jahres in Kraft treten, für den 
Finanzausgleich erst vom nächsten Jahr an wirksam. 2Soweit eine Gebiets- und Bestandsänderung nicht 
mehr für das nächste Jahr berücksichtigt werden kann, wird der Ausgleich im übernächsten Jahr 
vorgenommen.

§ 3 
 
§ 4  Steuerkraftzahlen 
 
(1) 1Der Ermittlung der Steuerkraftzahlen für das jeweilige Jahr werden zugrunde gelegt:

1.  bei der Grundsteuer und der Gewerbesteuer
die Grundbeträge, die sich aus den Isteinnahmen des vorvorhergehenden Jahres ergeben; dabei werden 
die im vorvorhergehenden Jahr zugeflossenen Einnahmen aus der Spielbankabgabe zur Hälfte den 
Steuerkraftzahlen der Gewerbesteuer hinzugerechnet,

 
2.  beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer
der Betrag, der sich durch Anwendung der zu Beginn des laufenden Jahres maßgebenden Schlüsselzahl 
(Anlage 1 BayAVGFRG) auf den den Gemeinden für das vorvorhergehende Jahr zugeflossenen 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer ergibt, der um den in diesem Zeitraum zugeflossenen 
Einkommensteuerersatz nach Art. 1b BayFAG erhöht wird,

 
3.  beim Gemeindeanteil am Umsatzsteueraufkommen
der den Gemeinden für das vorvorhergehende Jahr zugeflossene Anteil an der Umsatzsteuer.

 
2Der Zuschlag nach Art. 4 Abs. 2 Satz 2 BayFAG beträgt 10 Prozent des Produkts aus den Grundbeträgen 
und den oberhalb der Nivellierungshebesätze liegenden Prozentpunkten der Hebesätze.

(2) 1Die Berücksichtigung von Bestimmungen über die Aufteilung des Grundsteueraufkommens oder des 
Gewerbesteueraufkommens bei der Ermittlung der Grundsteuerkraftzahl und der Gewerbesteuerkraftzahl 
nach Art. 4 Abs. 4 BayFAG ist erstmals ab dem auf die Antragstellung folgenden Jahr möglich. 2Der Antrag 
soll spätestens vier Monate vor Beginn des Jahres gegenüber der für die Festsetzung der 
Umlagegrundlagen zuständigen Behörde gestellt werden.

(3) Bei gemeindefreien Gebieten ist der in Art. 4 Abs. 2 Nr. 3 BayFAG festgesetzte Nivellierungshebesatz 
ungekürzt anzuwenden.

(4) 1Nachträgliche Berichtigungen sind gemeinsam mit den Steuereinnahmen des Jahres, in dem die 
Berichtigung vorgenommen wird, der Berechnung der Steuerkraftzahlen zugrunde zu legen. 2Soweit die 
Steuerkraftzahlen für das auf die Berichtigung folgende Jahr noch nicht festgesetzt sind, kann in Fällen von 
schwerwiegender Bedeutung die Berichtigung bereits bei der Ermittlung dieser Steuerkraftzahlen 
berücksichtigt werden.

§ 5  Ergänzungsansätze nach den Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 und Art. 5 Abs. 2 Nr. 2 BayFAG
 
(1) Bei der Ermittlung des Ansatzes für Strukturschwäche nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 BayFAG wird als 
durchschnittliche Zahl der Arbeitslosen der Jahresdurchschnitt der „Arbeitslosen nach Gemeinden, Kreisen, 
Regierungsbezirken und Ländern“ der Statistik der Arbeitslosen und Arbeitsuchenden der Bundesagentur 
für Arbeit für das vorvorhergehende Jahr herangezogen.

(2) Bei der Ermittlung des Ansatzes für Soziallasten nach den Art. 3 Abs. 1 Nr. 4 und Art. 5 Abs. 2 Nr. 2 
BayFAG wird als durchschnittliche Zahl der Personen in Bedarfsgemeinschaften der Jahresdurchschnitt der 



Personen in Bedarfsgemeinschaften der „Statistik der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB 
II“ der Bundesagentur für Arbeit für das vorvorhergehende Jahr herangezogen.

(3) 1Bei der Ermittlung des Ansatzes für Kinderbetreuung nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 5 BayFAG wird die Zahl der 
Kinder in Tageseinrichtungen der „Statistik der Kinder und tätigen Personen in Tageseinrichtungen“ am 1. 
März des vorvorhergehenden Jahres entnommen. 2Soweit diese noch nicht verfügbar ist, ist die zuletzt 
erstellte Statistik maßgebend.

§ 6  Schlüsselzuweisungen 
 
(1) Die Schlüsselzuweisungen sind auf einen durch vier teilbaren Euro-Betrag abzurunden.

(2) Die Schlüsselzuweisungen werden jeweils zum 15. März, 15. Juni, 15. September und 15. Dezember in 
vierteljährlichen Teilbeträgen ausbezahlt.

§ 7  Finanzzuweisungen 
 
Die Finanzzuweisungen nach Art. 7 Abs. 2 Nr. 2, 3, 4 und Abs. 3 Halbsatz 2 sowie nach Art. 9 BayFAG 
werden jeweils zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November in vierteljährlichen Teilbeträgen 
ausbezahlt.

§ 8  Finanzzuweisungen für die Durchführung des Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes
 
1Die neu hinzukommenden Einrichtungen und Einrichtungsplätze nach Art. 9 Abs. 2 Satz 3 BayFAG 
ergeben sich aus der Differenz zwischen dem Bestand an Einrichtungen und Einrichtungsplätzen im 
Bereich der Betreuung und Versorgung älterer Menschen und der Hilfe für volljährige Menschen mit 
Behinderung, für die die kreisfreien Gemeinden am 31. Dezember 2001 zuständige Behörden für die 
Durchführung des Heimgesetzes waren, und den bei Berechnung der jährlichen Pauschalen vorhandenen 
Einrichtungen und Einrichtungsplätzen im Sinn des Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes nach Art. 9 Abs. 2 
Satz 3 BayFAG. 2Der Bestand am 31. Dezember 2001 wurde durch Erhebung des Landesamts für Statistik 
und Datenverarbeitung festgestellt. 3Zur Berechnung der Zuweisungen erhebt das Landesamt für Statistik 
bei den Fachstellen für Pflege- und Behinderteneinrichtungen, Qualitätsentwicklung und Aufsicht der 
kreisfreien Gemeinden jährlich den Bestand an Einrichtungen und Einrichtungsplätzen im Sinn des Pflege- 
und Wohnqualitätsgesetzes nach Art. 9 Abs. 2 Satz 3 BayFAG zum 15. Dezember eines Jahres. 
4Nachträgliche Berichtigungen werden in dem auf die Berichtigung folgenden Jahr berücksichtigt.

§ 9  Finanzzuweisungen für die Wahrnehmung der Aufgaben der Veterinärämter und der 
Lebensmittelüberwachung 
 
1Für die Berechnung der Zuweisungen nach Art. 9 Abs. 3 und 4 BayFAG ist die Zahl der Tierärzte im 
vorhergehenden Jahr maßgebend. 2Tierärzte, die nicht während des ganzen Kalenderjahres bei dem 
Veterinäramt beschäftigt sind, werden anteilig mit jedem angefangenen Beschäftigungsmonat 
berücksichtigt. 3Für die Berechnung der Zuweisungen nach Art. 9 Abs. 5 Satz 3 BayFAG ist die Anzahl der 
im Vorvorjahr im Zuständigkeitsbereich des Landkreises oder der kreisfreien Gemeinde von Betrieben 
gemäß Art. 16 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über den gesundheitlichen Verbraucherschutz und das 
Veterinärwesen (GVVG) geschlachteten Großvieheinheiten gemäß Art. 16 Abs. 1 Satz 4 und 5 GVVG im 
Verhältnis zur Gesamtzahl der im Vorvorjahr von Betrieben gemäß Art. 16 Abs. 1 Satz 2 GVVG in ganz 
Bayern geschlachteten Großvieheinheiten maßgebend. 4Nachträgliche Berichtigungen der nach den Sätzen 
1 bis 3 maßgebenden Berechnungsgrundlagen werden in dem auf die Berichtigung folgenden Jahr 
berücksichtigt.

§ 10  Grunderwerbsteuerverbund 
 
(1) 1Der Kommunalanteil an der Grunderwerbsteuer wird vom jeweils zuständigen Finanzamt entsprechend 
dem örtlichen Aufkommen nach den kassenmäßigen Einnahmen des laufenden Jahres verteilt und in 
monatlichen Abschlagszahlungen ausbezahlt. 2Erstattungen werden auf die Einnahmen angerechnet. 
3Übersteigen die Erstattungen die Einnahmen, so ist der übersteigende Betrag auf Anforderung des 
zuständigen Finanzamts zurückzubezahlen.



(2) 1Bezieht sich ein einheitlicher Erwerbsvorgang auf mehrere Grundstücke, die im Gebiet verschiedener 
Gemeinden liegen, so ist die Grunderwerbsteuer nach dem Verhältnis der gemeinen Werte der 
Grundstücke (§ 9 des Bewertungsgesetzes) auf die Gemeinden aufzuteilen. 2Gemeinden, auf die ein 
Grundstückswert von weniger als 500 € entfällt, erhalten keinen Anteil; erreicht der Grundstückswert in 
keiner Gemeinde 500 €, so erhält diejenige Gemeinde, auf die der höchste Grundstückswert entfällt, den 
gesamten Betrag. 3Bezieht sich ein Erwerbsvorgang auf ein Grundstück, das im Gebiet mehrerer 
Gemeinden liegt, finden die Sätze 1 und 2 entsprechend Anwendung. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten für 
Landkreise entsprechend.

(3) Abs. 2 gilt entsprechend für die Aufteilung bei Grundstücken, die in gemeindefreien Gebieten 
verschiedener Landkreise oder in gemeindefreien Gebieten und im Gebiet von Gemeinden liegen.

§ 11  Krankenhausumlage 
 
(1) 1Der Krankenhausumlage (Art. 10b Abs. 2 BayFAG) eines Jahres wird die Hälfte der für die Kosten des 
Bayerischen Krankenhausgesetzes veranschlagten Haushaltsmittel zugrunde gelegt. 2In die Berechnung 
der Krankenhausumlage einbezogen wird die Hälfte der Haushaltsmittel, die für Vorhaben zur 
Verbesserung von Versorgungsstrukturen, soweit sie nicht durch Fördermittel aus dem Strukturfonds 
gedeckt werden, sowie für die Finanzierung der nach Überführung in ein Universitätsklinikum fortgeführten 
Generalsanierung des Klinikums Augsburg zur Verfügung gestellt werden. 3Die Krankenhausumlage erhöht 
oder vermindert sich um das Ergebnis der Abrechnung des kommunalen Finanzierungsanteils nach Abs. 3.

(2) Die Krankenhausumlage ist jeweils zum 20. März, 20. Juni, 20. September und 15. Dezember in 
vierteljährlichen Raten an die Staatsoberkasse Bayern in Landshut zu entrichten.

(3) 1Der endgültige kommunale Finanzierungsanteil wird nach Ablauf des Kalenderjahres ermittelt. 2Ein 
Differenzbetrag zu dem der Krankenhausumlage zugrunde gelegten Betrag nach Abs. 1 Satz 1 
einschließlich der Beträge nach Abs. 1 Satz 2 wird mit dem kommunalen Finanzierungsanteil des 
übernächsten Jahres verrechnet. 3Änderungen bei den Umlagegrundlagen des laufenden Jahres werden im 
Folgejahr berücksichtigt.

§ 12  Investitionspauschalen 
 
(1) 1Für die kreisangehörigen Gemeinden werden die zu erwartenden Einwohnerzahlen dem 
„Demographie-Spiegel für Bayern“ des Landesamts für Statistik entnommen. 2Für die Landkreise und 
kreisfreien Gemeinden werden die zu erwartenden Einwohnerzahlen der „Regionalisierten 
Bevölkerungsvorausberechnung für Bayern“ des Landesamts für Statistik entnommen. 3Maßgebend sind 
jeweils die zum Zeitpunkt der Berechnung der Investitionspauschalen letzt verfügbaren Prognosen.

(2) Die Investitionspauschalen (Art. 12 BayFAG) werden je zur Hälfte zum 20. März und 20. September 
ausbezahlt.

§ 13  Förderfähige Maßnahmen bei Straßenbau und -unterhalt 
 
(1) 1Als Straßen im Sinn der Art. 13a bis 13c Abs. 1 und Art. 13f BayFAG gelten auch die Nebenanlagen, 
die unselbständigen Geh- und Radwege sowie die Parkplätze. 2Die Mittel gemäß Art. 13a bis 13c Abs. 1 
BayFAG können auch verwendet werden

1.   für den Bau von unselbständigen Geh- und Radwegen an Bundes-, Staats- und Kreisstraßen, die aus 
Gründen der Verkehrssicherheit dringend erforderlich sind, soweit die Kosten von Gemeinden getragen 
werden, weil der Träger der Straßenbaulast die Durchführung der Maßnahme auf eigene Kosten ablehnt,

 
2.   für den Bau von selbständigen Geh- und Radwegen nach Art. 53 Nr. 2 des Bayerischen Straßen- und 
Wegegesetzes (BayStrWG), die zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse, insbesondere aus Gründen 
der Verkehrssicherheit dringend erforderlich sind,

 
3.  für den Ausbau von in gemeindlicher Baulast stehenden öffentlichen Feld- und Waldwegen nach Art. 53 
Nr. 1 BayStrWG in der für eine Mischnutzung des land- und forstwirtschaftlichen Verkehrs mit dem Geh- 



und Radverkehr notwendigen Breite und Befestigung, soweit dadurch der Bau eines verkehrlich 
notwendigen Geh- und Radweges entbehrlich wird.

 
(2) 1Die Straßenunterhaltung umfasst alle Maßnahmen, welche dazu dienen, die Benutzbarkeit der Straße 
für den Verkehr und ihre Tauglichkeit im Interesse der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
aufrechtzuerhalten. 2Zur Straßenunterhaltung zählen vor allem auch die Anschaffung, die Unterhaltung und 
der Betrieb der zur Straßenunterhaltung notwendigen Geräte einschließlich der Lastkraftwagen und die 
Aufwendungen für das zur Straßenunterhaltung beschäftigte notwendige eigene Personal.

(3) 1Zum Bau oder Ausbau von Straßen gehören alle Maßnahmen der Straßenbaulast, die nicht zur 
Straßenunterhaltung gehören. 2Hierzu gehört auch der Grunderwerb (Kauf oder Enteignung) zur 
Durchführung einer bestimmten Straßenbaumaßnahme, die alsbald begonnen wird, insoweit, als das 
Grundstück zur Aufnahme der Straße im Sinn von Abs. 1 selbst dient.

§ 14  Zuweisungen nach Art. 13a und 13b BayFAG
 
1Die Zuweisungen nach Art. 13a und 13b Abs. 1 BayFAG werden zum 15. März, 15. Juni, 15. September 
und 15. Dezember in vierteljährlichen Teilbeträgen ausbezahlt. 2Die Zuweisungen nach Art. 13b Abs. 2 
BayFAG werden in einem Betrag zum 15. Juni ausbezahlt.

§ 15  Straßenausbaupauschalen 
 
(1) 1Für die Berechnung der Straßenausbaupauschalen nach Art. 13h Abs. 2 BayFAG sind die 
Siedlungsflächen nach dem Stand vom 31. Dezember des vorvorhergehenden Jahres maßgebend. 
2Nachträgliche Berichtigungen werden in dem auf die Berichtigung folgenden Jahr durch Zu- oder 
Abrechnung von den in diesem Jahr maßgebenden Siedlungsflächen berücksichtigt.

(2) 1Werden die nach Art. 13h Abs. 4 BayFAG in der am 31. Dezember 2021 geltenden Fassung 
maßgebenden Einnahmen oder Rückzahlungen nachträglich berichtigt, wird fiktiv berechnet, welche 
Straßenausbaupauschale die betroffene Gemeinde für die jeweiligen Jahre bei Verwendung der 
zutreffenden Werte erhalten hätte. 2Der sich danach ergebende zusammengerechnete Korrekturbetrag wird 
bei der betroffenen Gemeinde durch Hinzurechnung zu oder Abzug von der Straßenausbaupauschale des 
auf die Berichtigung folgenden Jahres ausgeglichen. 3Hinzurechnungen werden der für die 
Straßenausbaupauschalen zur Verfügung stehenden Finanzmasse vorweg entnommen, Abzüge werden ihr 
hinzugefügt.

(3) Die Straßenausbaupauschalen werden jeweils zum 1. Juli ausbezahlt.

§ 16  Zuweisung an die Bezirke nach Art. 15 BayFAG
 
(1) 1Die für die Ermittlung der Zuweisung an die Bezirke nach Art. 15 BayFAG maßgebenden Einwohner, 
die 85 Jahre oder älter sind, ergeben sich aus dem statistischen Bericht des Landesamts für Statistik über 
die „Altersstruktur der Bevölkerung Bayerns“ nach dem Stand vom 31. Dezember des vorvorhergehenden 
Jahres, die Einwohner mit schwerer Behinderung ergeben sich aus dem statistischen Bericht des 
Landesamts für Statistik über „Schwerbehinderte Menschen in Bayern“ nach dem Stand vom 31. Dezember 
des vorvorhergehenden Jahres. 2Soweit die maßgeblichen statistischen Berichte nach dem Stand vom 31. 
Dezember des vorvorhergehenden Jahres nicht verfügbar sind, ist der zuletzt erstellte statistische Bericht 
maßgeblich.

(2) 1Der Berechnung des Ausgleichs nach Art. 15 BayFAG werden die Ausgaben und die damit 
zusammenhängenden Einnahmen des vorvorhergehenden Jahres zugrunde gelegt. 2Zu den Belastungen 
gehören auch die persönlichen und sächlichen Verwaltungskosten der Bezirke als Träger der 
Eingliederungshilfe und als überörtliche Träger der Sozialhilfe sowie der Kriegsopferfürsorge, nicht jedoch 
der Zuschussbedarf für den laufenden Betrieb eigener Einrichtungen der Bezirke und Darlehen, die nach § 
5 Abs. 3 Satz 2 SGB XII gewährt werden. 3Die persönlichen und sächlichen Verwaltungskosten können 
pauschaliert werden.

(3) 1Die Berechnung der Ausgabenkomponente erfolgt auf Basis der von den Bezirken nach den 
Ergebnissen der Rechnungslegung für das vorvorhergehende Jahr an das Landesamt für Statistik 



gemeldeten in den Ausgleich einzubeziehenden Einnahmen und Ausgaben. 2Änderungen, die sich bei der 
Feststellung oder Anerkennung der Rechnung ergeben, sind nachzumelden. 3Sie werden bei der nächsten 
Berechnung des Ausgleichs berücksichtigt, soweit er eine Ausgabenkomponente enthält.

(4) Die Zuweisungen nach Art. 15 BayFAG werden jeweils zum 15. März, 15. Juni, 15. September und 15. 
Dezember in vierteljährlichen Teilbeträgen ausbezahlt.

§ 17  Kreis- und Bezirksumlage 
 
(1) Die Umlagebeträge gemäß Art. 18 und 21 BayFAG sind durch schriftlichen oder elektronischen 
Bescheid (Umlagebescheid) festzusetzen.

(2) Der Umlagebescheid hat zu enthalten:

1.  die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs, der nach Art. 18 und 21 
BayFAG umgelegt werden soll (Umlagesoll),

 
2.  falls das Umlagesoll gegenüber dem Vorjahr erhöht worden ist, eine kurze Darlegung der Umstände, 
welche die Erhöhung notwendig machen,

 
3.  die Grundlagen, nach denen die Umlagen insgesamt und für den Umlageschuldner bemessen werden 
(Bemessungsgrundlagen),

 
4.  die Prozentsätze, mit denen die Umlagen bemessen werden (Umlagesätze),

 
5.  falls von der Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, die Umlagesätze von den einzelnen 
Bemessungsgrundlagen verschieden festzusetzen (Art. 18 Abs. 3 Satz 3 und Art. 21 Abs. 3 Satz 3 
BayFAG), die Angabe der Gründe, die dafür maßgebend waren,

 
6.  falls die Umlagebeschlüsse der aufsichtlichen Genehmigung bedürfen, die Angabe der Entscheidung, 
mit der die Genehmigung erteilt wurde,

 
7.  falls von der Möglichkeit des Art. 20 BayFAG Gebrauch gemacht wird, die Angabe der Tatsachen, die 
die Erhöhung der Umlagesätze und das Ausmaß der Erhöhung rechtfertigen.

 
(3) Abs. 2 gilt nicht für die Fälle des Art. 19 Abs. 3 Satz 1 und des Art. 22 Abs. 3 Satz 1 BayFAG.

§ 18  Entscheidungsgrundlagen nach Art. 23 Abs. 2 BayFAG
 
1Die dem Entwurf des kommunalen Finanzausgleichs beizufügenden Entscheidungsgrundlagen werden in 
den allgemeinen Teil der Begründung des Entwurfs des mit dem Haushaltsgesetz korrespondierenden 
Finanzausgleichsänderungsgesetzes aufgenommen. 2Auf Anforderung stellt sie das Staatsministerium der 
Finanzen und für Heimat den kommunalen Spitzenverbänden zusätzlich in elektronischer Form zur 
Verfügung; dies umfasst auch die den graphischen Darstellungen zugrunde liegenden Stammdaten.

§ 19  Darstellung der Finanzentwicklung des Staates sowie der Gemeinden und 
Gemeindeverbände 
 
(1) Die Darstellung der Finanzentwicklung des Staates sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände 
anhand nachvollziehbarer Vergleichsmaßstäbe (Art. 23 Abs. 2 Nr. 1 BayFAG) erfolgt für einen 
Referenzzeitraum, der das Jahr der letztverfügbaren statistischen Daten und die jeweils neun 
vorangehenden Jahre umfasst.

(2) Im Einzelnen sind folgende Ist-Entwicklungen der Vergangenheit darzustellen:

1.  Einnahmen aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben des Staates sowie der Gemeinden und 
Gemeindeverbände (Indexentwicklung und Beträge),

 



2.  bereinigte Einnahmen im Kernhaushalt des Staates sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände,
 
3.  bereinigte Ausgaben im Kernhaushalt des Staates sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände,

 
4.  Finanzierungssalden im Kernhaushalt des Staates sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände,

 
5.   Schulden beim nicht-öffentlichen Bereich der Kernhaushalte ohne Kassenkredite des Staates sowie 
der Gemeinden und Gemeindeverbände,

 
6.  Verhältnis der Schulden beim nicht-öffentlichen Bereich der Kernhaushalte ohne Kassenkredite zu den 
bereinigten Ausgaben im Kernhaushalt des Staates sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände 
(Verschuldungsquote),

 
7.  Verhältnis der Investitionsausgaben im Kernhaushalt des Staates sowie der Gemeinden und 
Gemeindeverbände (Art. 13 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 BayHO) zu den bereinigten Ausgaben (Investitionsquote) 
und

 
8.  Ausgaben des Staates mit und ohne Leistungen im Rahmen des Länderfinanzausgleichs, Ausgaben 
des Staates im Rahmen des Länderfinanzausgleichs, Leistungen des Staates an die Gemeinden und 
Gemeindeverbände insgesamt und reine Landesleistungen im kommunalen Finanzausgleich (Soll-Zahlen 
nach Abgrenzung des Finanzplanungsrats, Indexentwicklung und Beträge).

 
(3) Datenquelle ist für die Darstellungen nach Abs. 2 Nr. 1 bis 7 die Fachserie 14, Reihen 2 und 5 des 
Statistischen Bundesamts, und für die Darstellungen nach Abs. 2 Nr. 8 der Haushaltsplan des Freistaates 
Bayern.

§ 20  Schätzung des den Gemeinden zur Erfüllung freiwilliger Aufgaben verbleibenden 
Gesamtbetrags 
 
(1) 1Das Landesamt für Statistik erstellt ehestmöglich nach dem Stichtag für die Lieferung der Daten der 
kommunalen Jahresrechnungsstatistik an das Statistische Bundesamt die Auswertung nach Art. 23 Abs. 2 
Nr. 2 BayFAG und übersendet sie in elektronischer Form an das Staatsministerium der Finanzen und für 
Heimat. 2Die Auswertung ist jeweils für das Jahr der letztverfügbaren Daten der kommunalen 
Jahresrechnungsstatistik vorzunehmen. 3Hierbei sind die gemeindlichen Einnahme- und Ausgabedaten der 
Jahresrechnungsstatistik heranzuziehen und für die Gemeinden in ihrer Gesamtheit auszuweisen.

(2) 1Die Ausgabedaten der Jahresrechnungsstatistik sind, bereinigt um besondere Finanzierungsvorgänge, 
entsprechend dem als Anlage zu dieser Verordnung beigefügten Raster in die Kategorien „Ausgaben für 
Pflichtaufgaben“, „Ausgaben für freiwillige Aufgaben“ und „Gemeinkosten“ aufzuteilen, den entsprechenden 
Spalten zuzuordnen und in absoluten Werten in Tausend Euro auszuweisen. 2Soweit die sich dabei 
ergebende erste Nachkommastelle 5 oder darüber beträgt, ist aufzurunden, liegt sie darunter, ist 
abzurunden. 3Die sich für die Gemeinkosten ergebende Spaltensumme ist entsprechend dem 
Aufteilungsverhältnis zwischen Pflichtaufgaben und freiwilligen Aufgaben auf diese aufzuteilen. 
4Abweichend von der sich aus der Relation von Ausgaben für Pflichtaufgaben und freiwilligen Aufgaben 
insgesamt ergebenden Aufteilungsquote für die Gemeinkosten kommt für die im Einzelplan 0 erfassten 
Ausgaben eine spezielle Aufteilungsquote mit einer Zuordnung zu 90 v.H. zum pflichtigen und zu 10 v.H. 
zum freiwilligen Bereich zur Anwendung. 5Um den den Gemeinden zur Erfüllung freiwilliger Aufgaben 
verbleibenden Gesamtbetrag zu ermitteln, sind von den Gesamteinnahmen die Spaltensumme der 
Ausgaben für Pflichtaufgaben einschließlich der eingerechneten anteiligen Gemeinkosten abzuziehen; der 
sich daraus ergebende Betrag ist zusätzlich in Relation zu den Gesamteinnahmen zu setzen, um auch den 
Anteilssatz des den Kommunen zur Erfüllung freiwilliger Aufgaben verbleibenden Gesamtbetrags an den 
Gesamteinnahmen auszuweisen.

§ 21  Ausblick auf bedarfsprägende Umstände 
 



Der Ausblick auf bedarfsprägende Umstände nach Art. 23 Abs. 2 Nr. 3 BayFAG, die im zu planenden 
Haushaltsjahr für die vertikale Aufgabenverteilung zwischen Staat und Kommunen zu erwarten sind, 
beinhaltet neben einer Darstellung der Ergebnisse der letztverfügbaren amtlichen Steuerschätzung eine 
verbale Darstellung sich im Zeitpunkt der Entwurfsfassung konkret abzeichnender Neuentwicklungen oder 
Verlagerungen im staatlichen oder kommunalen Aufgabenbestand.

§ 22  Zuständigkeiten 
 
(1) 1Das Landesamt für Statistik ist zuständig für die Festsetzung der Schlüsselzuweisungen und der 
Leistungen nach Art. 7 Abs. 2 Nr. 2, 3, 4 und Abs. 3 Halbsatz 2, Art. 9, 10a, 12, 13h und 15 BayFAG sowie 
für die Festsetzung der Krankenhausumlage (Art. 10b Abs. 2 BayFAG) und der Umlagegrundlagen (Art. 18 
Abs. 3 und Art. 21 Abs. 3 BayFAG). 2Die Regierungen teilen dem Landesamt für Statistik die für die 
Berechnung der Zuweisungen nach Art. 9 Abs. 3 und 4 BayFAG maßgebende Zahl der Tierärzte und deren 
Beschäftigungsdauer jährlich bis zum 10. Januar mit. 3Das Staatsministerium für Umwelt und 
Verbraucherschutz teilt dem Landesamt für Statistik die für die Berechnung der Zuweisungen nach Art. 9 
Abs. 5 Satz 3 BayFAG maßgebende Zahl der geschlachteten Großvieheinheiten jährlich bis zum 10. Januar 
mit.

(2) Die Regierungen sind zuständig für die Bewilligung von Leistungen nach Art. 10, 13a und 13b Abs. 1 
BayFAG.

(3) Die Landratsämter sind zuständig für die Bewilligung der Leistungen nach Art. 13b Abs. 2 BayFAG.

§ 22a 
 
§ 23  Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2002 in Kraft.

 
 
München, den 19. Juli 2002

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Prof. Dr. Kurt Faltlhauser, Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Günther Beckstein, Staatsminister

Anlage 
 Raster zur Zuordnung der Ausgabedaten der Jahresrechnungsstatistik

 
Gliederungsnummern nach der Jahresrechnungsstatistik 
1) 

Ausgaben für 
Pflichtaufgaben

Ausgaben für 
freiwillige 
Aufgaben

Gemeinkosten

0 Allgemeine Verwaltung

00 Gemeinde-, Kreis- und Bezirksorgane X2)

01 Rechnungsprüfung X2)

02 Hauptverwaltung X2)

03 Finanzvenvaltung X2)

05 Besondere Dienststellen der allgemeinen 
Verwaltung X2)

06 Einrichtungen für die gesamte Verwaltung X2)

08 Einrichtungen und Maßnahmen für 
Verwaltungsangehörige X2)



Gliederungsnummern nach der Jahresrechnungsstatistik 
1) 

Ausgaben für 
Pflichtaufgaben

Ausgaben für 
freiwillige 
Aufgaben

Gemeinkosten

1 Öffentliche Sicherheit und Ordnung

10 Polizei X

11 Öffentliche Ordnung X

13 Brandschutz X

14 Katastrophenschutz, Zivilschutz X

16 Rettungsdienst X

2 Schulen

20 Schulverwaltung X

211 Grundschulen X

213 Mittelschulen X

215 Kombinierte Grund- und Mittelschulen X

216 Schulformunabhängige Orientierungsstufe X

22 Realschulen X

23 Gymnasien, Kollegs (ohne berufliche Gymnasien) X

240 Berufsschulen X

243 Wirtschaftsschulen X

245 Sonstige Berufsfachschulen X

25 Fachschulen, Fachakademien X

260 Fachoberschulen X

265 Berufsoberschulen X

27 Förderschulen X

28 Gesamtschulen, Schulzentren X

290 Schülerbeförderung X

295 Sonstige schulische Aufgaben 50 v.H. 50 v.H.

3 Wissenschaft, Forschung, Kulturpflege

30 Verwaltung kultureller Angelegenheiten X

31 Wissenschaft und Forschung 30 v.H. 70 v.H.

321 Nichtwissenschaftliche Museen, Sammlungen, 
Ausstellungen 30 v.H. 70 v.H.

323 Zoologische und Botanische Gärten 30 v.H. 70 v.H.

331 Theater 30 v.H. 70 v.H.

332 Musikpflege (ohne Musikschulen) 30 v.H. 70 v.H.

333 Musikschulen 30 v.H. 70 v.H.

34 Heimat- und sonstige Kulturpflege 30 v.H. 70 v.H.

350 Volkshochschulen 30 v.H. 70 v.H.

352 Öffentliche Büchereien 30 v.H. 70 v.H.

355 Sonstige Volksbildung 30 v.H. 70 v.H.

360 Naturschutz und Landschaftspflege X

365 Denkmalschutz und -pflege X

37 Kirchliche Angelegenheiten 30 v.H. 70 v.H.



Gliederungsnummern nach der Jahresrechnungsstatistik 
1) 

Ausgaben für 
Pflichtaufgaben

Ausgaben für 
freiwillige 
Aufgaben

Gemeinkosten

4 Soziale Sicherung

400 Allgemeine Sozialverwaltung (ohne Verwaltung der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende, 
Jugendhilfeverwaltung und Versicherungsamt) X

405 Verwaltung der Grundsicherung für Arbeitsuchende X

407 Verwaltung der Jugendhilfe X

408 Versicherungsamt X

410 Hilfe zum Lebensunterhalt (3. Kapitel SGB XII) X

411 Hilfe zur Pflege (7. Kapitel SGB XII) X

413 Hilfen zur Gesundheit (5. Kapitel SGB XII) X

414 Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten, Hilfe in anderen Lebenslagen (8. u. 
9. Kapitel SGB XII) X

415 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
(4. Kapitel SGB XII) X

42 Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) X

431 Soziale Einrichtungen für Ältere (ohne 
Pflegeeinrichtungen) 30 v.H. 70 v.H.

432 Soziale Einrichtungen für pflegebedürftige ältere 
Menschen 70 v.H. 30 v.H.

433 Soziale Einrichtungen für behinderte Menschen 70 v.H. 30 v.H.

435 Soziale Einrichtungen für Wohnungslose X

436 Soziale Einrichtungen für Aussiedler und Ausländer 30 v.H. 70 v.H.

439 Andere soziale Einrichtungen 30 v.H. 70 v.H.

44 Kriegsopferfürsorge und ähnliche Leistungen X

451 Jugendarbeit 80 v.H. 20 v.H.

452 Jugendsozialarbeit, erzieherischer Kinder- und 
Jugendschutz 80 v.H. 20 v.H.

453 Förderung der Erziehung in der Familie (§§ 16 bis 
21 SGB VIII) 80 v.H. 20 v.H.

454 Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege X

455 Hilfe zur Erziehung X

456 Hilfe für junge Volljährige/Inobhutnahme X

457 Adoptionsvermittlung, Beistandschaft, 
Amtspflegschaft und -vormundschaft, Gerichtshilfen 70 v.H. 30 v.H.

458 Sonstige Ausgaben für Jugendhilfemaßnahmen X

460 Einrichtungen der Jugendarbeit 50 v.H. 50 v.H.

461 Jugendwohnheime, Schülerwohnheime, 
Wohnheime für Auszubildende X

462 Einrichtungen der Familienförderung 30 v.H. 70 v.H.

463 Einrichtungen für werdende Mütter und Mütter oder 
Väter mit Kind(ern) 30 v.H. 70 v.H.

464 Tageseinrichtungen für Kinder X

465 Erziehungs-, Jugend- und Familienberatungsstellen 80 v.H. 20 v.H.



Gliederungsnummern nach der Jahresrechnungsstatistik 
1) 

Ausgaben für 
Pflichtaufgaben

Ausgaben für 
freiwillige 
Aufgaben

Gemeinkosten

466 Einrichtungen für Hilfe zur Erziehung und Hilfe für 
junge Volljährige sowie für die Inobhutnahme X

467 Einrichtungen der Mitarbeiterfortbildung X

468 Sonstige Einrichtungen der Jugendhilfe X

47 Förderung anderer Träger der Wohlfahrtspflege X

482 Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (Hartz IV – SGB II) X

487 Hilfe für Heimkehrer und politische Häftlinge X

488 Eingliederungshilfe nach dem SGB IX X

49 Sonstige soziale Angelegenheiten 50 v.H. 50 v.H.

5 Gesundheit, Sport, Erholung

50 Gesundheitsverwaltung X

51 Krankenhäuser X

54 Sonst. Einrichtungen und Maßnahmen der 
Gesundheitspflege 50 v.H. 50 v.H.

55 Förderung des Sports 30 v.H. 70 v.H.

56 Eigene Sportstätten 30 v.H. 70 v.H.

57 Badeanstalten 30 v.H. 70 v.H.

58 Park- und Gartenanlagen X

59 Sonstige Erholungseinrichtungen X

6 Bau- und Wohnungswesen, Verkehr

60 Bauverwaltung X

61 Städtebauliche Planung, Städtebauförderung, 
Vermessung, Bauordnung 50 v.H. 50 v.H.

62 Wohnungsbauförderung und Wohnungsfürsorge X

63 Gemeindestraßen X

65 Kreisstraßen X

66 Bundes- und Staatsstraßen X

670 Straßenbeleuchtung X

675 Straßenreinigung X

68 Parkeinrichtungen X

69 Wasserläufe, Wasserbau X

7 Öffentliche Einrichtungen, Wirtschaftsförderung

70 Abwasserbeseitigung X

72 Abfallbeseitigung X

73 Märkte X

74 Schlacht-und Viehhöfe X

75 Bestattungswesen X

76 Sonstige öffentliche Einrichtungen X

77 Hilfsbetriebe der Verwaltung X

78 Förderung der Land- und Forstwirtschaft X



Gliederungsnummern nach der Jahresrechnungsstatistik 
1) 

Ausgaben für 
Pflichtaufgaben

Ausgaben für 
freiwillige 
Aufgaben

Gemeinkosten

79 Fremdenverkehr, sonstige Förderung von Wirtschaft 
und Verkehr X

8 Wirtschaftliche Unternehmen, allgemeines Grund- 
und Sondervermögen

80 Verwaltung der wirtschaftlichen Unternehmen, 
Beteiligungsmanagement X

810 Elektrizitätsversorgung X

813 Gasversorgung X

815 Wasserversorgung X

816 Fernwärmeversorgung X

817 Kombinierte Versorgungsunternehmen 25 v.H. 75 v.H.

818 Versorgung mit technischer Informations- und 
Telekommunikationsinfrastruktur X

82 Verkehrsunternehmen X

83 Kombinierte Versorgungs- und 
Verkehrsunternehmen 20 v.H. 80 v.H.

84 Unternehmen der Wirtschaftsförderung X

85 Land- und forstwirtschaftliche Unternehmen X

86 Kur- und Badebetriebe X

87 Sonstige wirtschaftliche Unternehmen X

88 Allgemeines Grundvermögen X

89 Allgemeines Sondervermögen X

9 Allgemeine Finanzwirtschaft

90 Steuern, allgemeine Zuweisungen und Umlagen

davon: Steuern, allgemeine Zuweisungen und 
allgemeine Umlagen X

Gewerbesteuerumlage3) X

Kreis- und Bezirksumlage3) X

91 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft X

92 Abwicklung der Vorjahre4)

1) [Amtl. Anm.:] Bereinigt um kalkulatorische Kosten, Zuführungen zum Vermögenshaushalt, Zuführungen 
zum Vervvaltungshaushalt, Zuführungen an Rücklagen, Tilgungen und Vereinnahmungen von Krediten und 
inneren Darlehen, sonstige innere Verrechnungen sowie Abwicklungen der Vorjahre.

2) [Amtl. Anm.:] Die Gemeinkosten des Einzelplans 0 werden nach einer speziellen Aufteilungsquote verteilt: 
90 v.H. Zuordnung zu Pflichtaufgaben, 10 v.H. Zuordnung zu freiwilligen Aufgaben.

3) [Amtl. Anm.:] Behandlung wie eine Ausgabe für eine Pflichtaufgabe.

4) [Amtl. Anm.:] Zuordnung entfällt: Gliederungsabschnitt von der Bereinigung nach Fußnote 1 vollständig 
erfasst.


